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GruSSwort

nehmen. Pauschale Lösungen gibt es dabei nicht, die auf alle Unternehmen 
zutreffen. Vielmehr ist alternsgerechtes Arbeiten eine wichtige Management-
aufgabe, zu der der Erhalt der Arbeitsfähigkeit älterer Beschäftigter ebenso ge-
hört wie präventive Maßnahmen für Beschäftigte im jüngeren oder mittleren 
Lebensalter. Sie beinhaltet Aspekte wie Arbeits- und Gesundheitsschutz, Ge-
sundheitsförderung, Maßnahmen der Personal- und Organisationsentwicklung, 
der Flexibilisierung der Arbeitszeit, der Personalrekrutierung, Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, lebenslanges Lernen und die Organisation 
der Arbeit, so dass den Beschäftigten Handlungsspielräume und Entscheidungs-
freiheiten geboten werden. Alternsgerechtes Arbeiten ist ebenfalls eng verbun-
den mit der Führungskultur im Unternehmen, die eine besondere Sensibilität 
gegenüber den Potenzialen von Jung und Alt aufweisen sollte. 

Die Landesregierung versteht die Gestaltung des demografischen Wandels 
als Querschnittsaufgabe unterschiedlicher Politikfelder und verfolgt in Zusam-
menarbeit mit den Kammern oder mit den Betriebs- und Personalräten eine Viel-
zahl von Projekten: Diese reichen von einer besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf über die Stärkung der betrieblichen Ausbildung bis hin zur Wieder-
eingliederung älterer Arbeitsloser durch Qualifizierungsmaßnahmen, Lohnzu-
schüsse und intensive Vermittlungstätigkeit. Hinzu kommen Projekte zur Unter-
stützung von Betrieben, um Ältere erst gar nicht zu den Hauptbetroffenen von 
Arbeitslosigkeit werden zu lassen bzw. um dabei zu unterstützen, die Potenziale 
älterer Beschäftigter zu nutzen. 

Eine besondere Rolle  kommt hierbei den 
Betriebs- und Personalräten zu, die in der 
Regel ganz enge Verbindungen zu den Kol-
leginnen und Kollegen pflegen, eine ganz 
besondere Verantwortung haben und de-
nen eine breite Palette an Handlungsmög-
lichkeiten zur Verfügung steht. Das Projekt 

 der TBS gGmbH, das das MASGFF 
fördert, arbeitet eng mit den Betriebs- und 
Personalräten zusammen, um sie für die He-
rausforderungen des demografischen Wan-
dels zu sensibilisieren und ihnen Lösungs-
ansätze an die Hand zu geben, damit sie 
der besonderen betrieblichen Situation an-
gemessen begegnen können.  
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I. Einleitung

Ein Jahr beschäftigt sich das Projekt  nun mit dem Thema des demo-
grafischen Wandels auf betrieblicher Ebene. 

Dabei lassen sich zwei gegenläufige Trends beobachten: Einerseits steigt – im 
Zeichen einer anziehenden Konjunktur und der damit verbundenen erhöhten 
Nachfrage insbesondere nach Fachkräften – die Nachfrage auch nach älteren 
Beschäftigten. Das Paradigma, wonach Jüngere einzustellen und Ältere mög-
lichst früh in die Rente zu schicken sind, beginnt zu bröckeln. 

Dieser Trend zeigt sich nun auch in der Arbeitslosenstatistik der Bundes
agentur für Arbeit vom November 2007: Gegenüber dem Vorjahresmonat ist 
die Arbeitslosigkeit der Älteren über 50 Jahre um 17,4 % zurückgegangen, in 
der Gruppe der über 55-Jährigen sogar um 21 %.

Zögerliche Unternehmensleitungen  
 – aktive Betriebs- und Personalräte
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Andererseits ist zu beobach-
ten und durch Umfragen zu unter
mauern, dass die wenigen geziel
ten Aktivitäten von Unternehmen 
zum aktiven Umgang mit der de-
mografischen Herausforderung in 
letzter Zeit sogar noch abgenom-
men haben. So besagt der aktu-
elle Bericht (21/2007) des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur für Ar-
beit, dass zwischen 2002 und 2006 
die Anzahl der Betriebe, die be-
sondere personalpolitische Maß-
nahmen für Ältere ergreifen, von 
19 auf 17 Prozent sogar abgenom-
men hat. Dabei ist zu beachten, 
dass die von den Betrieben meist-
genannte Maßnahme auch noch 
die Altersteilzeit ist, die in der Re-
gel eher das frühere Ausscheiden 
denn das längere Arbeiten Älterer 
unterstützt und deren staatliche 
Förderung ausläuft.

Das Demografiethema spielt in deutschen Unternehmen keine nennens-
werte strategische Rolle, obwohl es in aller Munde ist. 

Rennen die Unternehmen also sehenden Auges in eine – durch unterlas-
sene proaktive Maßnahmen selbst mit verschuldete – demografische Katastro-
phe, die dazu führen wird, dass die wirtschaftliche Kraft des Landes ernsthaft 
beschädigt wird?

Wir sehen diese Gefahr, da wir in zahlreichen Gesprächen mit Geschäfts-
führungen eine ausgesprochene Zögerlichkeit festgestellt haben, selbst kos
tengünstige Angebote in diesem Feld von einer Organisation anzunehmen, mit 
der man seit Jahren in anderen Beratungsfeldern positive Erfahrungen gemacht 
hat (s. Kasten S. 8).
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In der Beschäftigung mit diesem Paradoxon (trotz Sehens der Gefahr große 
Zurückhaltung) haben wir zunächst nach (möglicherweise „guten“, nachvoll-
ziehbaren) Gründen für diese Zurückhaltung gesucht. Diese werden wir im 
Folgenden darstellen.

Im Gegensatz dazu konnten wir – aufgrund unserer zahlreichen und engen 
Kontakte zu Betriebs- und Personalräten – reges Interesse der betrieblichen In-
teressenvertretungen an diesem Thema feststellen. Daher versuchen wir, das 
Thema zusätzlich über diesen, uns sehr vertrauten Weg, in die Unternehmen 
einzubringen: Was können Betriebs- und Personalräte gezielt tun, um demogra-
fiebezogene Aktivitäten in Unternehmen zu fördern? 

Dabei geht es – um Missverständnisse nicht erst aufkommen zu lassen – nicht 
um einen möglichen grundsätzlichen Interessengegensatz zwischen Unterneh-
mensleitungen und Beschäftigten, wenngleich eine Durchforstung der recht-
lichen Ansprüche im Rahmen der betrieblichen Mitbestimmung im Einzelnen 
nicht von Schaden sein kann (siehe weiter unten). Vielmehr sollen die betrieb-
lichen Interessenvertreter, vielfach als Co-Manager erprobt, auch hier zeigen, 
dass sie mit darüber bestimmen, mit welchen Themen sich ihr Unternehmen zu 
befassen hat: im Interesse des Unternehmens und der Beschäftigten. 

Was Betriebs- und Personalräte als „Demografie(co)manager“ tun und wie 
sie dabei vom Projekt  unterstützt werden können, werden wir ebenfalls 
ausführen.

Die TBS gGmbH ist eine Beratungs-
einrichtungen der Gewerkschaften in 
Rheinland-Pfalz. Sie bietet arbeitneh-

merorientierte Bildung und Beratung zu den zentralen betrieblichen Themen 
wie Arbeitsorganisation, technologische Entwicklung, Beschäftigungssiche-
rung, Entgeltgestaltung, Umwelt- und Gesundheitsschutz sowie Arbeitszeit-
gestaltung an. Ziel der TBS gGmbH ist es, die Arbeitsbedingungen in den Be-
trieben zu verbessern, Qualifikationen und Qualitäten der Beschäftigten zu 
fördern und betriebliche Risiken abzuwenden. Jährlich berät die TBS durch-
schnittlich über 160 private Unternehmen und öffentlich-rechtliche Institutio-
nen in Rheinland-Pfalz – von kleinen Unternehmen bis zu Konzernbetrieben. 
Dabei zeichnet sich die TBS gGmbH dadurch aus, dass sie den Weg des Aus-
gleichs von Beschäftigten- und Unternehmensinteressen geht und Lösungen 
gemeinsam mit den Sozialpartnern sucht und entwickelt.
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II. Gründe für die Zurückhaltung  
von Unternehmensleitungen

E	 Der Kampf um's Überleben steht im	  
Vordergrund

Fragen wir nach Gründen für die festzustel-
lende Zögerlichkeit, so muss ein nachvollzieh-
barer Grund als erster genannt werden: Gera-
de im Gesundheitswesen ringt ein Großteil der 
Unternehmen (nach neuesten Zahlen ein Drit-
tel aller Krankenhäuser) um ihren Fortbestand. 
Dort, wo es um das tägliche Überleben als Or-
ganisation geht, stehen Zukunftsfragen hintan. 
Dies bedeutet nicht, dass Betriebs- und Perso-
nalräte nichts für ihre Kolleg/innen tun können 
– die Konzentration der Geschäftsführungen 
auf die unmittelbare ökonomische Sicherung 
des Unternehmens engt ihren Handlungsspiel-
raum jedoch deutlich ein.

E	 Die strategische Perspektive reicht nicht über einen Zeitraum von fünf 
Jahren hinaus

Wenn ein nicht unerheblicher Teil der Unternehmen um ihre Existenz ringt, 
bleibt dennoch die Frage: Wie steht es mit der Mehrheit? Hier ist bei vielen gera-
de prosperierenden Unternehmen eine Dominanz des „schnellen, maximierten 
Gewinns“ festzustellen, so dass ebenfalls nicht weit in die Zukunft geschaut wird 
– nicht selten von Managern, die ebenfalls nicht lange im Unternehmen bleiben 
und mit ihm, seinen Beschäftigten und seinen Produkten (Dienstleistungen) nur 
oberflächlich verbunden sind. In einem am Shareholder Value orientierten, in 
der Regel konzerngesteuerten Unternehmen findet sich schwerlich die Kenn-
ziffer „Demografieaktivität“. Investitionen, die heute getätigt werden müssen, 
um sich übermorgen auszuzahlen, sind kaum vermittelbar.

E	 Das Thema „Personalentwicklung“ spielt im Unternehmen keine nen-
nenswerte Rolle

Ganz unabhängig von der wirtschaftlichen Situation und Gewinnausrichtung 
können wir feststellen, dass nur wenige Unternehmen sich strategisch und qua-
litativ anspruchsvoll mit dem Thema Personalentwicklung befassen. Wer anders 
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als Personalabteilungen sollte es auch tun? Die sind jedoch häufig nicht hoch an-
gesehen, verfügen über wenig innerbetriebliche Macht und betreiben eher Per-
sonalverwaltung als Planung und Entwicklung – was übrigens auch für weitere 
wichtige Fragen wie Fort- und Weiterbildung und Personalbemessung gilt. 

Unter der Knute einer eng gefassten und in den letzten Jahren erheblich 
mächtiger gewordenen betriebswirtschaftlichen Betrachtung fristen sie häufig 
ein Sachbearbeiterdasein.

E	 Es fehlt die plausible „best practice“ 

Im Themenfeld demografiebezogener Aktivitäten kann niemand eine allseits 
befriedigende Lösung „von der Stange“ anbieten, die ohne Einsatz von hohen 
eigenen Ressourcen übernommen und zum Vorteil für Unternehmen und Be-
schäftigten einfach umgesetzt werden könnte. Dies kann am Fall der auslau-
fenden staatlichen Förderung für die Altersteilzeit gezeigt werden: Solange es 
dieses Konstrukt gibt, können sich beide Betriebsparteien als Gewinner definie-
ren: Unternehmen betreiben einen akzeptierten, relativ kostengünstigen Perso-
nalabbau, Beschäftigte verlieren wenig Rente. Und dahinter stand bislang ein 
Arbeitsmarkt, der den Unternehmen quasi beliebigen Zugriff bot.

Demografiebezogene Aktivitäten beinhalten dagegen, dass jedes Unterneh-
men die eigene Situation analysieren und daraus spezifische Maßnahmen ablei-
ten muss. Manchmal gewinnt der externe Berater den Eindruck, dass etwa eine 
erste, harmlos erscheinende statistische Auswertung (Altersstrukturanalyse) gar 
nicht erst gewünscht ist, könnte sie doch unmissverständlich die Gefahren auf-
zeigen, die dem Unternehmen beim „Weiter so!“ drohen.

Umgekehrt kann gesagt 
werden: Weiter hilft nur eine 
Gemeinschaftsaktion von Ge-
schäftsleitungen und Betriebs-/
Personalräten, in deren Verlauf 
auch ausgehandelt wird, was 
jede Seite einbringen muss, da-
mit – als fairer Kompromiss – 
ein Resultat entsteht, das dem 
Unternehmen und den Beschäf-
tigten weiter hilft. Die entspre-
chende Kultur der sozialen Part-
nerschaft herrscht allerdings 
durchaus nicht in jedem Unter-
nehmen.
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E	 Das Beschäftigungsrisiko wird individualisiert

Ob bewusst (durch Nichtstun) angegangen oder in Kauf genommen: Manch 
ein Unternehmensverantwortlicher mag der Ansicht sein, dass die Frage einer 
Abnahme von Leistungsfähigkeit nur den einzelnen Beschäftigten etwas ange-
he: Sollte er die geforderte Leistung nicht mehr erbringen können, wird er eben 
erwerbsunfähig oder muss personenbedingt gekündigt werden. 

Ganz abgesehen von der Engstirnigkeit einer solchen Sichtweise (schließlich 
geht es in Zukunft auf einem enger werdenden Arbeitsmarkt um die optima-
le Nutzung von Arbeitskraft über einen längeren Zeitraum) ist sie sehr riskant: 
Ein Beschäftigter, der seine Leistung nicht mehr voll erbringen kann, sich aber 
ökonomisch ein Ausscheiden aus dem Erwerbsleben nicht leisten kann, wird 
individuell versuchen, so lange wie möglich irgendwie „durchzukommen“. Das 
schadet ihm und dem Unternehmen. Dieses – nicht unrealistische – Szenario 
muss unbedingt vermieden werden.

E	 Die Gefahr wird ignoriert

Nicht zu unterschätzen ist der Faktor Ignoranz. Zahlreiche Unternehmen sind 
seit Jahrzehnten gut etabliert: im Markt, in der Region, als best angesehener Ar-
beitgeber unter den Beschäftigten. Daraus resultiert nicht selten eine gewisse 
Überheblichkeit: „Alles nur ein Modethema“, „Schaffen wir alles locker“. Das 
ist eine ebenfalls sehr riskante Position, der allerdings regelmäßig mit klaren 
Fakten (gerade etwa in Bezug auf Arbeitsmarkttrends in ländlichen Regionen) 
entgegengewirkt werden kann.
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E	 Fazit 

Was immer die Gründe für eine zögerliche Haltung von Unternehmenslei-
tungen sein mögen: Betriebs- und Personalräte werden sie sich genau ansehen 
und sich – auch unter erschwerten Bedingungen – aktiv mit ihnen auseinander-
setzen. Dies ist besonders wichtig, um einem auch hier zu beobachtenden Effekt 
entgegenzuwirken, der gleichzeitig das eingangs erwähnte Paradox auflöst: Es 
gibt durchaus Betriebe, die sich des Themas aktiv annehmen. Das ist allerdings 
die Minderheit derjenigen, die auch auf anderen Feldern zukunftsaktiv sind. 

Damit droht die Schere zwischen zukunftssicheren und unsicheren Unter-
nehmen (bzw. Beschäftigungsverhältnissen) weiter aufzugehen. Als politischer 
Anspruch erwächst daraus, zu verhindern, dass angebotene Hilfen von denje-
nigen „mitgenommen“ werden, die sie am wenigsten bräuchten, während sie 
an denen vorbei gehen, die ihrer bedürften (Fehlallokation).

Wir greifen dies in der Weise auf, dass wir insbesondere Betriebs- und Per-
sonalräte, die bei ihren Geschäftsleitungen keine offenen Türen in dieser Frage 
einrennen (ohne dass dies eine grundsätzliche Ablehnung bedeuten würde). 
gezielt unterstützen, um das Handlungsfeld dennoch im Betrieb zu etablieren 
– und sei es in vorsichtiger, der wirtschaftlichen Situation des Unternehmens 
angemessener Form.

III. Workshops mit Betriebs- und Personalräten

Um Betriebs- und Personalräte als betriebliche Demografiemanager gezielt 
zu unterstützen, organisieren wir branchen- und regionalbezogene Workshops. 
Diese dienen dem Erfahrungs- und Informationsaustausch, der fachlichen Un-
terstützung, der gemeinsamen Erarbeitung spezifischer Lösungen je nach Pro-
blemlage sowie dem Aufbau von Netzwerken.

Ein erster Workshop fand am 24.10.2007 für den Bereich „Gesundheitswe-
sen“ statt. Die wichtigsten dort besprochenen Themen werden im Folgenden 
dargestellt. Weitere Workshops zu diesem und anderen Bereichen werden in 
2008 folgen.
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I. Die Folgen des demografischen Wandels für  
Unternehmen der Gesundheitswirtschaft

Dr. Sabine Bohnet-Joschko 
Leiterin Forschungsgruppe Nachhaltigkeit  
Universität Witten/Herdecke

Die deutsche Bevölkerung wird zunehmend älter. Gesunkene Geburten-
raten und eine durch medizinischen Fortschritt gestiegene Lebenserwartung 
haben dazu geführt, dass der Anteil der Älteren in der Bevölkerung zunimmt. 
Der demografische Wandel ist in den letzten Jahren zum Topthema avanciert, 
weil er weitreichende Veränderungen in den Systemen der sozialen Sicherung 
nötig werden lässt. Die Datenlage bezüglich der deutschen Volkswirtschaft ist 
hinlänglich bekannt.

Nicht ausreichend bekannt hingegen sind die Folgen des demografischen 
Wandels für die Unternehmen in dieser Volkswirtschaft. Denn eine alternde Be-
völkerung bedingt unausweichlich im Durchschnitt alternde Belegschaften. Im 
Jahr 2010 wird fast jede dritte Erwerbsperson 50 Jahre oder älter sein.

Die Situation im Gesundheitswesen
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Weshalb aber ist das Altern – in der Gesellschaft allgemein oder in der Beleg-
schaft von Unternehmen – ein Phänomen, das des Managements bedarf: Dies 
hat viel mit unserem Bild vom Alter zu tun. Menschen im Alter erscheinen uns 
als eher schwach, langsam und weniger leistungsfähig. Derartige Vorstellungen 
von den Einschränkungen, die das Altern mit sich bringt, gab es schon in der An-
tike. Bereits damals hieß es, das Alter führe zu Untätigkeit, zu Körperschwäche, 
aber auch zu Lust- und Leidenschaftslosigkeit und zu Angst vor dem nahen Tod. 
Doch auch Gegenstimmen lassen sich bis in diese Zeit zurückverfolgen:

„Große Dinge vollbringt man nicht durch körperliche Kraft, Behändigkeit 
und Schnelligkeit, sondern durch Planung, Geltung und Entscheidung; da-
ran pflegt man im Alter nicht nur nicht abzunehmen, sondern gar noch zu-
zunehmen.“

�
Cicero, De senectute 17

Tatsächlich wird die Wertschätzung älterer Menschen insbesondere von der 
Stellung und dem Tätigkeitsbereich des Einzelnen, aber auch von historischen 
Rahmenbedingungen beeinflusst. Aus Sicht der aktuellen Bevölkerungsent-
wicklung tritt das Altern des Einzelnen in den Hintergrund, während das Phä-
nomen einer alternden Gesellschaft zunehmend an Bedeutung gewinnt.

Schon früh machten Wissenschaftler 
sich intensiv Gedanken über die Bevölke-
rungsentwicklung. Eine der bekanntesten 
Theorien findet sich in Thomas Robert Mal-
thus Buch „An essay on the principle of po-
pulation: as it affects the future improve
ment of society“ (1797). Malthus, einer der 
frühen Nationalökonomen, traf zwei An-
nahmen:

Erstens, der Mensch brauche Nahrung, 
und zweitens, dass die Leidenschaft zwi-
schen den Geschlechtern gegeben sei und 
sich ihr Ausmaß nicht ändere. Dann, so 
schrieb Malthus Ende des 18. Jahrhunderts, 
entstehe ein Problem, denn die Nahrungs-
mittelproduktion könne nur linear gesteigert 
werden, die Bevölkerungsentwicklung da-
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gegen verlaufe exponentiell. Dies folgerte 
er aus einfachen mathematischen Überle-
gungen. Wenn ein Paar vier Kinder habe 
und diese wieder vier Kinder pro Paar, so 
wachse die Bevölkerung immer schneller; 
die Bevölkerung verhalte sich wie Zinses-
zinsen. Eine Steigerung der Lebensmittel-
produktion folgt aber nach Malthus nicht 
dem gleichen Prinzip: Durch andere Be-
wässerungsmethoden steige die Produk-
tivität vielleicht einmalig um 20 %, dies lie-
ße sich aber nicht weiter steigern. In der 
Folge befürchtete Malthus große Hun-
gersnöte und sah dadurch die gesell-
schaftliche Ordnung als gefährdet an.

Heute wissen wir: Der Strukturwandel 
in Europa kam durch die Industrialisierung 
ganz anders als von Malthus erwartet. Er 
begann bereits in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, also vor rund 150 Jah-
ren, und ist in den Industrieländern inzwischen deutlich erkennbar. Seit mehr 
als dreißig Jahren hat Deutschland einen Geburtenrückgang bei gleichzeitig 
steigender Lebenserwartung zu verzeichnen, zwei Haupteinflussfaktoren einer 
alternden Gesellschaft. In diesem langen Zeitraum hat die Altersstruktur eine 
eigene Dynamik entfaltet: Selbst wenn sich der Trend des Geburtenrückgangs 
oder die Steigerung der Lebenserwartung umkehren würden, würde dies den 
Alterungsprozess zunächst nicht aufhalten: Durch unsere demografische Ver-
gangenheit ist das Altern im Aufbau der Bevölkerung Deutschlands bereits an-
gelegt, diese Eigendynamik wird über die nächsten dreißig Jahre und länger 
weiterwirken.

Wenn nun unsere Gesellschaft für die nächsten Jahrzehnte unausweichlich 
eine alternde Bevölkerung haben wird, so hat dies für Unternehmen als Spiegel 
der Gesellschaft Folgen: Das Arbeitskräftepotenzial ist rückläufig: Es gibt weni-
ger Arbeitskräfte. Und die Arbeitskräfte werden älter, Belegschaften altern.
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Demografischer Wandel und seine Folgen in der Gesundheits-
wirtschaft

Natürlich gelten diese allgemeinen Entwicklungstendenzen auch in der Ge-
sundheitswirtschaft. Sie sind aus verschiedenen Gründen jedoch brisanter.

In den nächsten Jahrzehnten steigt die Zahl der hochaltrigen Menschen (also 
80 und mehr Jahre alt) rasch an: Im Jahr 2050 werden in Deutschland über 
neun Millionen Hochaltrige leben, das sind 12 % der Bevölkerung. Zum Ver-
gleich: Heute machen die Über-80-Jährigen nur 4 % der Bevölkerung aus. Diese 
Menschen haben ein erhöhtes Risiko, pflegebedürftig zu werden. Die Zahl der 
Pflegebedürftigen wird daher voraussichtlich stark ansteigen und mit der Ver-
längerung der Lebenszeit wird auch die Anzahl der Menschen mit chronischen 
Erkrankungen bzw. mehreren Erkrankungen (Multimorbidität) ansteigen.

Medizinisch-technischer Fortschritt führt zu immer neuen Möglichkeiten der 
Diagnostik und Therapie. Und auch die biowissenschaftliche und pharmakolo-
gische Entwicklung wird ihren Beitrag zum Wachstum der Gesundheitsbranche 
leisten. Auch durch die verbesserte Informationslage sowie durch Verände-
rungen im Lebensstil werden angebotene medizinische Leistungen in Zukunft 
stärker genutzt werden. Aus ökonomischer Sicht werden diese Faktoren die 
Nachfrage nach Gesundheitsleistungen deutlich ansteigen lassen und zwar zum 
einen morbiditätsgetrieben und zum anderen angebotsinduziert.

Auf der anderen Seite können die notwendigen Leistungen zur ärztlichen 
Behandlung und pflegerischen Versorgung nur zu einem sehr geringen Teil „in-
dustrialisiert“ werden. Der Faktor Mensch wird weiterhin von hoher Bedeutung 
bleiben, da eine Substituierung durch Kapital, wie sie in anderen Branchen mög-
lich ist und bereits vollzogen wurde, hier stark eingeschränkt ist. Viele Effizienz-
reserven wurden bereits gehoben, z.B. in Krankenhäusern, die in den letzten 
Jahren die Transformation von der Daseinsfürsorge zum Wirtschaftsunterneh-
men durchlaufen haben.

Für die steigende Nachfrage nach Gesundheitsleistungen werden also zu-
künftig mehr Arbeitskräfte benötigt z.B. bei einem schrumpfenden und al-
ternden Gesamtarbeitskräftepotenzial in Deutschland muss die Gesundheits-
branche ggf. Arbeitskräfte aus anderen Branchen abwerben. Benötigt werden 
aber hochqualifizierte Menschen, die medizinisch-pflegerisch stets auf dem 
neuesten Stand sind, mit modernsten Technologien umgehen können, den phy-
sischen und psychischen Anforderungen einer Arbeit mit kranken oder pflege-
bedürftigen Menschen dauerhaft gewachsen sind – und dabei noch Mensch 
bleiben.
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Überdurchschnittliche Belastung im Tätigkeitsbereich Pflege

Die allgemeinen Entwicklungstendenzen des demografischen Wandels gel-
ten in besonderem Maße für den Tätigkeitsbereich Pflege. Im Jahr 2001 gab es 
zwei Millionen Pflegebedürftige in Deutschland, bis 2020 werden es fast drei 
Millionen sein. Dies wird aufgrund der hohen Personalintensität in der Versor-
gung zu einem deutlich höheren Arbeitskräftebedarf führen.

Gerade die Tätigkeit in der Pflege ist mit hohen körperlichen und psychischen 
Belastungen verbunden, was die Beschäftigungsfähigkeit bis zum Eintritt in den 
Ruhestand zu einer besonderen Herausforderung für das Management macht. 
Hohe Fehlzeiten, Berufsausstiegsgedanken und der subjektiv als schlecht emp-
fundene Gesundheitszustand bei Pflegekräften sind einige Indikatoren für den 
Handlungsbedarf im Tätigkeitsbereich Pflege. Innerhalb der Pflege sind Beschäf-
tigte in der stationären Altenpflege überdurchschnittlich stark gefährdet. Physi
sche und psychische Gesundheit in der stationären Altenpflege liegen bei iden-
tischer Altersstruktur deutlich unter dem Bundesdurchschnitt (s. Abb.); auch lei-
den Beschäftigte in der Altenpflege stärker als die Vergleichsbevölkerung unter 
psychosomatischen Beschwerden. Bei wachsendem Bedarf an Pflegekräften 
und älter werdenden Belegschaften wird es für stationäre Pflegeeinrichtungen 
immer schwieriger werden, die qualifizierte pflegerische Betreuung in ihren 
Häusern zu sichern.

Quelle: BGW-DAK Stress-Monitoring

Die gesundheitliche Situation der Altenpfleger/innen im Vergleich  
zum Durchschnitt der berufstätigen Bevölkerung der Bundesrepublik
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Handlungsfelder

Da das Altern der Belegschaft verschiedenste Folgen hat, entstehen unter-
schiedliche Handlungsfelder für Unternehmen, die sich den Bereichen Gesund-
heitsförderung, Arbeitsorganisation, Weiterbildung und Wissensmanagement, 
Rekrutierungspolitik und Führungskultur zuordnen lassen.

Gesundheitsförderung

Um die Leistungs- und Arbeitsfähigkeit der Arbeitnehmer bis zum Ende ihrer 
nun längeren Erwerbsbiografie zu erhalten, stehen im Bereich der Gesundheits-
förderung verschiedene Ansatzpunkte zur Verfügung. Gesundheit und Fitness 
der Unternehmensangehörigen können unter anderem durch ergonomische Ar-
beitsplatzgestaltung, Kurse zur Rückenschulung oder Stressbewältigung sowie 
durch Reduzierung von Routine gefördert werden. Auch ist es hilfreich, eine 
Verlagerung der Tätigkeitsbereiche innerhalb des Unternehmens von Stellen mit 
hoher physischer und psychischer Belastung hin zu Stellen mit geringerer oder 
anders gelagerter Belastung in die Erwerbsbiografie einzuplanen.

Arbeitsorganisation

Der Bereich Arbeitsorganisation umfasst Veränderungen in der Arbeitsplatz- 
und der Arbeitszeitgestaltung sowie Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie.

Weiterbildung und Wissensmanagement

In der Personalentwicklung ist es ratsam, die Weiterbildung auf die Alters-
gruppe 50Plus gezielt zu erweitern, damit deren Qualifikation erhalten und aus-
gebaut wird. Lebenslanges Lernen wird vom geflügelten Wort zur Forderung. 
Um das erfolgskritische Erfahrungswissen nicht durch das Ausscheiden älterer 
Arbeitnehmer zu verlieren, sollte im Zuge des Wissensmanagements eine lang-
fristige Zusammenarbeit von Älteren und Jüngeren angestrebt werden. Der 
Wissenstransfer von einer Generation auf die nächste ist zur Erhaltung der Wett-
bewerbsfähigkeit von Unternehmen zwingend nötig. Er lässt sich durch den 
Einsatz von altersgemischten Teams, Tandems oder Patenmodellen realisieren.
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Rekrutierungspolitik

Auch die Rekrutierungspolitik bedarf einer Anpassung, um das Unternehmen 
demografiefest zu machen. Der rückläufige Anteil Unter-30-Jähriger an der Er-
werbsbevölkerung erschwert die Einstellung junger, qualifizierter Fachkräfte, da 
das Unternehmen sich im härter werdenden Wettbewerb mit anderen Unter-
nehmen um den Fach- und Führungskräftenachwuchs befindet. Um trotzdem 
erfolgreich zu sein, ist ein Ruf als guter Arbeitgeber wichtig. Neben der Rekru-
tierung junger Arbeitnehmer sollte das Augenmerk aber auch auf Bewerber ge-
richtet werden, deren Altersgruppe im Unternehmen unterrepräsentiert ist. Eine 
gleichmäßige Altersstruktur schützt vor Engpässen in der Arbeitskräfteversor-
gung. Um nicht nur Arbeitnehmer mit den gewünschten Eigenschaften einzu-
stellen, sondern auch zu halten, sollten Maßnahmen ergriffen werden, die die 
Mitarbeiterbindung erhöhen.
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Führungskultur

Ein Umdenken in der Wertschätzung älterer Arbeitnehmer ist nötig, da die-
se für das Unternehmen wichtiger werden. Die ausschließliche Konzentration 
auf die Förderung und Weiterbildung der Jüngeren ist zugunsten einer ausge-
glicheneren Weiterentwicklung des Arbeits- und Innovationspotenzials aller Ar-
beitnehmer zurückzufahren. Über Führungsstil und Unternehmenskultur kön-
nen Vorurteile gegenüber Älteren abgebaut und eine effizientere Zusammen-
arbeit in altersgemischten Team erreicht werden.

Von anderen Branchen lernen

Immer mehr Unternehmen des Gesundheitswesens ergreifen Maßnahmen, 
um sich auf ältere Belegschaften vorzubereiten. Sie folgen damit einem Trend, 
der in anderen Branchen bereits zum Standardkatalog der Personalentwick-
lungsmaßnahmen gehört. 

In der Gesundheitswirtschaft haben zunächst Betriebe der Pharmaindustrie 
den Weg hin zur demografiefesten Unternehmung eingeschlagen. Novartis 
beispielsweise setzt mit neuen Arbeitszeit- und Arbeitsortmodellen auf die Fle-
xibilisierung von Karriereverläufen, fördert lebenslanges Lernen und verfolgt 
das Konzept von Lebensphasenmodellen. Inzwischen haben auch Pflegeein-
richtungen, Krankenhäuser und Reha-Kliniken begonnen, die Altersstrukturen 
ihrer Belegschaft zu analysieren und Maßnahmen für eine demografiegerechte 
Personalentwicklung zu implementieren.

Die demografische Entwicklung verspricht die Gesundheitswirtschaft zu ei-
ner der Wachstumsbranchen des 21. Jahrhunderts zu machen. Für die Positio-
nierung einzelner Unternehmen innerhalb der Gesundheitswirtschaft kann die 
frühzeitige Einführung von Maßnahmen des Demografie-Managements ein ent-
scheidender Wettbewerbsfaktor sein.
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Am 24.10.2007 führte das Projekt einen Workshop mit Betriebs- und 
Personalräten aus acht rheinland-pfälzischen Kliniken durch, der einem ersten 
Erfahrungsaustausch und dem Aufbau eines Netzwerks diente. Eigene Posi-
tionen, Ideen und Visionen standen im Vordergrund. Im Folgenden werden 
die Positionen ausschnitthaft wiedergegeben.

II. Erfahrungen und Positionen von Betriebs-  
und Personalräten aus dem Gesundheitswesen
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Der demografische Wandel – eine Zeitbombe!

Klaus Julius Kölsch, Betriebsratsvorsitzender  
DRK Klinikum Westerwald – Krankenhaus Hachenburg

Das Krankenhaus Hachenburg ist eines von sieben Häusern, die unter der 
Trägerschaft der DRK Krankenhausgesellschaft mbH Rheinland-Pfalz, Mainz, 
geführt werden. Es beschäftigt 370 Mitarbeiter, deren Altersdurchschnitt bei 
42,1 Jahren liegt. Konkreter gefasst: Der prozentuale Anteil der Altersgruppe 
51 bis 60 Jahre beträgt 19,42 Prozent, der über 61 Jahre bis zum Rentenalter 
3,19 Prozent. Das heißt, 22,61 Prozent der Beschäftigten in Hachenburg sind 
über 51 Jahre alt, in anderen Häusern unserer Firma sogar mehr als 30 Prozent. 
Die Altersstruktur zeigt also Handlungsbedarf. Wobei ich über die einzelnen 

Bereiche in unserem Krankenhaus – Pflegekräfte, Ärzte, Ver-
waltung oder Technik – keine spezifischen Aussagen zum Al-
tersdurchschnitt machen kann, da mir hierzu noch keine Zah-
len vorliegen. 

Es lässt sich aber schon absehen, dass vor allem der Pfle-
gebereich besonders von der demografischen Entwicklung 
betroffen ist. Dort haben wir zurzeit auch ein Problem mit der 
Wiedereingliederung von Langzeit-Erkrankten. Es wird näm-
lich immer schwieriger, für diese – meist älteren – Kollegen 
nach deren Rückkehr adäquate Arbeitsplätze zu finden, die ih-

nen gerecht werden können; Stellen, bei denen man ihre langjährige Erfahrung 
noch nutzen kann, die aber körperlich nicht so strapazierend sind. Denn Pflege 
am Patienten ist sehr anstrengend. Es gibt zwar heutzutage vielerlei Hilfsmittel, 
aber das ändert nichts daran, dass Pflegekräfte bei ihrer Arbeit oft ein erheb-
liches Maß an Kraftentwicklung benötigen. Das verschleißt und frisst Zeit. 



23
Die Situation im Gesundheitswesen

Das sieht ein Krankenhaus-Direktor oft nicht. Er ist für die Zahlen verantwort-
lich. Deshalb sage ich auch bewusst nicht mehr „Gesundheitswesen“, sondern 
gebrauche den Ausdruck „Gesundheitswirtschaft“. Denn es geht ja heute nur 
noch um finanzielle Aspekte. Das muss auch ein moderner Betriebsrat realisie-
ren. Was nützt es ihm, in vergangenen Zeiten zu schwelgen, wo vieles besser 
war und man noch mehr Zeit für den Patienten hatte, wenn auf der anderen 
Seite dann die Kasse nicht mehr stimmt. Die Zahlen werden Rot statt Schwarz, 
und irgendwann kommt die Schließung. 

Personal wurde bei uns in den letzten Jahren massiv abgebaut – nicht im 
Sinne von Kündigungen, sondern indem man Stellen nicht mehr wiederbesetzt 
hat. Die klassische Arbeitsverdichtung eben. So ist das hier gelaufen. So ist es 
in jedem Haus unserer Firma gelaufen – wie in jedem Haus der Gesundheits-
wirtschaft in Deutschland. Notgedrungen. 

Deshalb müssen wir heute einen Mittelweg finden, mit dem beide Seiten le-
ben können. Das Krankenhaus, das unsere 370 Arbeitsplätze sichert, und die 
Beschäftigten sowie ihre Angehörigen – und damit auch unsere ganze Region. 
Denn unser Krankenhaus dürfte hier in der Verbandsgemeinde Hachenburg ei-
ner der größten Arbeitgeber sein. 

Es gibt bei uns im Haus bei Neueinstellungen überwiegend 
befristete Arbeitsverträge. Das betrifft naturgemäß die jüngeren 
Beschäftigten. Seitens des Betriebsrates sind wir immer darauf 
aus, möglichst früh zu entfristen und umzuwandeln. Denn man 
muss ja sehen, dass die Lebensplanung junger Menschen da-
durch erheblich beeinträchtigt wird. Und wenn wir jetzt die 
Querverbindung zur Familienplanung ziehen, muss es nicht 
wundern, dass es weniger Kinder in Deutschland gibt.

Das Thema „Alternde Belegschaften“ wurde seitens der Firmenleitung noch 
nicht diskutiert. Auch nicht, wie die Situation hier in zehn Jahren aussehen wird, 
wenn nicht mehr so viele Jüngere nachrücken. Im Moment sind die Zwänge je-
doch dermaßen stark und ausgeprägt, dass man immer das nächstliegende Pro-
blem als erstes löst, damit es vom Tisch ist. Man übersieht dabei, dass der de-
mografische Wandel eine Zeitbombe ist. Und die kommt irgendwann und wird 
sich äußerst negativ auswirken. 

Das Interesse im Betriebsrat, diesbezüglich 
aktiv zu werden, ist sehr groß. Seitdem wir re-
gelmäßig die Zahlen zur Altersstruktur bekom-
men und dabei eine stetige Aufwärtsentwick-
lung feststellen, sind wir dabei, Lösungsmöglich-
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keiten altersgerechten Arbeitens zu finden. Wir haben hier zum Beispiel über 
den Konzernbetriebsrat mit der Firmenleitung eine Betriebsvereinbarung zur 
betrieblichen Gesundheitsförderung geschlossen. Ebenso eine über das be-
triebliche Wiedereingliederungsmanagement. Und im Zusammenhang mit der 
Gesundheitsförderung kam uns das Projekt „Alternde Belegschaften“ und der 
Workshop der TBS in Bingen geradezu wie gerufen. 

Die TBS wird das Projekt 
 zunächst in unserem 

Betriebsrat, später im Arbeits-
schutzausschuss vorstellen, 
zu dessen Mitgliedern auch 
der örtliche Personalchef ge-
hört. Wir erhoffen uns davon, 
dass die Firmenleitung sich 
des Themas annimmt, denn es 
war kein Problem, diese Zu-
sammenkunft zu arrangieren. 
Das spricht dafür, dass man 
den Dingen aufgeschlossen gegenübersteht und die Notwendigkeit zum Han-
deln sieht. So könnten wir hier beide Seiten zusammenführen und eine Struktur 
für den künftigen Umgang mit älteren Menschen im Betrieb schaffen. 

Die größte Hürde sehe ich dabei in der finanziellen Situation. Sofern es kein 
Geld kostet, werden Betriebsrat und Arbeitgeber ganz sicher alles zusammen 
machen können, um älteren Kolleginnen und Kollegen die Beschäftigung zu 
erleichtern. Das ist überhaupt kein Problem. Wenn es aber um viel Geld ginge, 
dann, glaube ich, täten sich hinter uns Abgründe auf. Und deshalb müssen wir 
einen kostenverträglichen Weg finden. Denn was nützen die besten Vorschlä-
ge, wenn der Krankenhausträger von vorneherein sagt: „Das kann ich finanziell 
nicht realisieren“. Dann stirbt das ganze Projekt.
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Bis 67  
werden die Leute hier auf gar keinen Fall arbeiten können!

Martin Schlimmer-Bär 
Personalratsvorsitzender 
Pfalzklinikum für Psychiatrie & Neurologie

Das Pfalzklinikum mit seinem Stammhaus in Klingenmünster stellt mit rund 
1.350 Beschäftigten einen der größten Arbeitgeber der Region dar. Der Al-
tersdurchschnitt der Belegschaft liegt insgesamt bei 44 Jahren, ist aber zurzeit 
mit etwa 46 Jahren in der Psychiatrie am höchsten. Das bedeutet natürlich ein 
künftiges Problem, da in zehn Jahren der Zeitpunkt beginnt, ab dem relativ 
viele Beschäftigte in Rente gehen werden. Und wenn ich heute schon weiß, 
dass wir im Prinzip in den nächsten zehn Jahren so gut wie keine neuen Mitar-
beiter einstellen können, tut sich mir ein Abgrund auf. Ganz zu schweigen von 
den Erfahrungsverlusten, von denen wir noch nicht wissen, wie wir sie kom-
pensieren sollen. 

Insgesamt gesehen ist das Älterwerden natürlich auch ein psychologisches 
Problem, welches die Beschäftigten selbst nicht so richtig wahrnehmen wollen 
und verdrängen. Ich fürchte deshalb umso mehr, dass die meisten von ihnen 
es nicht hinkriegen werden, innerhalb der bestehenden Arbeitsbedingungen 
gesund bis zur Rente durchzustehen. Ich sehe das an denjenigen, die jetzt mit 
62, 63, zum Teil auch schon mit 59 in den Ruhestand gehen. Die sind wirklich 
fertig und ausgelaugt!
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Bis 67 werden die Leute hier auf gar keinen Fall arbeiten können. Das funk-
tioniert nicht, denn die physischen und psychischen Belastungen sind unheim-
lich hoch. Für alle Berufsgruppen. Besonders jedoch für die Beschäftigten in 
der Pflege, Reinigung oder Küche. Irgendwann merkt man, dass sie nicht mehr 
aufnahmefähig und belastbar sind. Sie kriegen ihren Job nicht mehr hin, sind 
ausgebrannt, bekommen gesundheitliche Probleme und werden damit auch zur 
Belastung für ihre Kolleginnen und Kollegen. 

Dabei stellt sich grundsätzlich die Frage, ob diese Mitarbeiter überhaupt fi-
nanziell in der Lage sind, früher in Rente zu gehen. Gerade die unteren Berufs-
gruppen können sich das oftmals gar nicht leisten. Deshalb weiß ich nicht, wie’s 
funktionieren soll. Da wird man sich schon schwer was überlegen müssen. Äl-
tere Beschäftigte bräuchten vielleicht mehr Urlaub und Regenerationszeit und/
oder neue innerbetriebliche Arbeitszeitmodelle, die sie in die Lage versetzen, 
länger zu arbeiten. Dieses volle, angespannte Tätigsein von mindestens acht, 
neun Stunden am Tag, das geht auf Dauer einfach nicht. 

Aus Sicht der Geschäftsführung stellen ältere Beschäftigte natürlich einen ho-
hen Kostenfaktor dar, da sie tariflich besser da stehen als neu eingestellte Kol-
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leg/innen. Allein deshalb schon 
muss man sie in die Lage verset-
zen, solange wie nur irgend mög-
lich produktiv arbeiten zu kön-
nen, statt mit hohen Ausfallquo-
ten auf der Lohnliste zu stehen. 
Denn das Budget gibt es einfach 
nicht her, zusätzlich noch Jün-
gere einzustellen. Folglich muss 
man die älteren Kolleginnen und 
Kollegen auch aus Sicht der Ge-
schäftsführung mehr unterstüt-
zen. Sie müssen sich natürlich 
auch selbst um ihre Gesundheit 
kümmern, aber man darf sie da-
bei nicht allein lassen. 

Die Unternehmensleitung 
nimmt natürlich wahr, dass es 
Probleme mit älteren Beschäf-
tigten gibt, und ist inzwischen 
auch ein Stück weit sensibili-
siert. In unserer Klinik wurde 
eine großzügige Altersteilzeitre-
gelung über den gesetzlichen Rahmen hinaus vereinbart. Wir haben hier unge-
fähr sieben Prozent mehr passive und aktive Altersteilzeit als andere Betriebe. 
Und das wird auch die nächsten sechs Jahre so bleiben. 

Darüber hinaus will man mit Hilfe der TBS ein Gesundheitsmanagement-
system aufbauen. Die Idee ist gut. Aber hier muss noch viel Input von außen 
kommen, damit durch echte Beteiligungen und das Engagement der Beschäf-
tigten die Arbeitsbedingungen auch tatsächlich auf deren Bedarf abgestimmt 
werden. Im Großen und Ganzen ist das Problem wohl erkannt und wir sind auf 
dem Weg, aber dieser ist noch steinig und holprig. Dabei dürfte der größte 
Knackpunkt das Geld sein. Deshalb fürchte ich, dass man sich vielleicht aus Kos
tengründen nicht traut, wirklich beteiligungsorientierte, gesundheitsfördernde 
Systeme zu installieren. 

Das Interesse im Gremium, zum Thema aktiv zu werden, ist jedenfalls groß. 
Die Kollegen wissen um dessen Wichtigkeit und dass es gilt, dieses Problem 
ernsthaft anzupacken. Auch die Jüngeren. 
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Wir müssen aufpassen, dass der Sparzwang  
nicht unsere Werte kaputt macht!

Interview mit Elisabeth Zeller, Personalratsvorsitzende,  
und Barbara Nalenz, Personalratsmitglied,  
Universitätsklinik Mainz 

Ich glaube, das Thema „Alternde Belegschaft“ ist einfach Brachland von der 
Bearbeitung her. Sowohl von Dienststellenseite als auch von uns. Wir machen 
das mehr feuerwehrmäßig im Einzelfall. Nehmen wir ein Beispiel. Wir haben 
eine Dienstvereinbarung gemacht, die zum Schutz der vorhandenen Mitarbei-
ter sein soll. Es müssen ja sehr viele Stellen bei uns abgebaut werden. Es wird 
danach nur in Ausnahmefällen, wenn’s unbedingt notwendig ist, von außen ein-
gestellt. Und da erleben wir in der Diskussion schon häufig die Argumentation: 
„Ach ja, die Beschäftigten, die hier sind, haben überhaupt nicht die Ausbildung. 
Die können das gar nicht, die sind auch nicht flexibel genug.“ Und manchmal 
glauben das die Leute auch selbst. Da haben wir als Personalrat viel zu tun. Die 
Leute müssen sich bewegen, das ist auch eine große Chance, zu lernen und was 
Neues zu machen, aber der Arbeitgeber muss es auch anbieten und verhindern, 
dass einfach jemand von außen genommen wird und später doch jemand ent-
lassen wird, weil wir ja reduzieren müssen.
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Bei all der Sparerei muss man aber auf etwas anderes achten. Ich habe das 
gemerkt, als ich mit ungefähr zehn Leuten gesprochen habe, die dieses Jahr in 
Rente gegangen sind. Alle haben gesagt, „Ich bin so froh, dass ich aufhören 
kann!“. Nicht ein einziger hat gesagt, „Na ja, es tut mir auch leid, ich hab das ja 
gerne gemacht“. Da habe ich gedacht „Irgendwas läuft hier gewaltig schief!“, 
wenn jemand, der 20, 30 Jahre hier seine Arbeit gemacht hat, nur noch froh ist, 
wenn er sich rausretten kann. Das ist nicht in Ordnung. Weil ich diese Leute 
auch kannte und weiß, dass die nicht nur irgendwo rumgehangen und die Jah-
re abgesessen haben. 

Wir müssen wirklich darauf schauen, dass es da auch was zu verteidigen gibt. 
Nämlich qualitativ wertvolle und als sinnvoll erlebte Arbeit. Das ist das Potenzi-
al, was wir haben. Man kann in der Pflege oder im ärztlichen Bereich älteren 
Kollegen nicht klar machen, dass es jetzt nicht mehr darum geht, den Patienten 
zu fragen „Wie geht es dir? Was kann ich für dich tun? Wie kann ich dir hel-
fen?“, sondern zu denken, „Was bringt dieser Patient der Klinik an Geld?“ Die-
sen Switch schafft man mit viel Berufserfahrung nicht, weil es 'ne Werteverschie-
bung ist. Und ich denke, ein Ziel muss es wirklich sein, das Selbstbewusstsein 
zu stärken, dass da 'ne Menge Erfahrung und 'ne Menge von dem ist, dass man 
sagt, dafür bin ich mal 
angetreten. Und es ist 
nicht recht, dass jetzt al-
les aus meiner Arbeit her
auszunehmen. Ich weiß 
es auch einfach wirklich 
besser, dass das langfris
tig so nicht geht. Dieses 
Selbstbewusstsein zu stär
ken, finde ich auf jeden 
Fall wichtig. Es muss die 
Möglichkeit geben, eine 
Wertediskussion zu füh-
ren. Zu diskutieren, was 
an Tätigkeiten kann von 
meinem Aufgabenbereich 
wegfallen, was ist sinn-
voll und was tatsächlich 
nicht.
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III. Ideensammlung 
und Visionen der Betriebs- und Personalräte  
„Gesundheitswesen“ (Workshop 24.10.2007)

Der demografische Wandel und die damit einhergehende Alterung der Be-
legschaften stellen Betriebs- und Personalräte vor eine Reihe von zusätzlichen 
Aufgaben und Herausforderungen. Bei der Entwicklung von Lösungen, die 
der individuellen betrieblichen Lage angemessen begegnen, müssen sie sich 
mit grundsätzlichen Fragen auseinandersetzen. Zum Beispiel auch, ob die Be-
schäftigten innerhalb der bestehenden Arbeitsbedingungen gesund bis zur 
Rente arbeiten können. Eine Frage, die direkt ins Herz der personalpolitischen 
Unternehmenskultur zielt. 

Ihre Beantwortung ist nicht einfach, da vielschichtig und von unterschied-
lichen arbeits- und privatsituativen Faktoren abhängig. Um sich dennoch einer 
Antwort anzunähern, wurde in Arbeitsgruppen die folgende visionäre Vorstel-
lung diskutiert: 

„Damit eine Kollegin / ein Kollege altersgerecht fit in den Ruhestand 
gehen kann – was muss da im Lauf des Arbeitslebens passiert sein?“

Vor dem Hintergrund dieser Fragestellung wurde in den Arbeitsgruppen eine 
Vielzahl von individuellen Einflussfaktoren und Maßnahmen genannt, die zu 
einer Optimierung des Arbeitslebens im Allgemeinen und in der Gesundheits-
wirtschaft im Besonderen beitragen. Nach Auswertung und Strukturierung der 
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verschiedenen Komponenten lassen sich die Ergebnisse der Antworten unter 
den Begriffen Gesundheit, Arbeitszufriedenheit, Unternehmenskultur und Qua-
lifizierung zusammenfassen. Dabei kommt es zwangsläufig in den einzelnen Be-
reichen zu Überschneidungen, denn sie bedingen sich gegenseitig und müssen 
in einem funktionellen Zusammenhang gesehen werden. 

Innerhalb des Faktors „Gesundheit“ wurde in allen Arbeitsgruppen beson-
ders dem präventiven Gesundheitsschutz, dem Erhalt sowie der Förderung der 
Gesundheit herausragende Bedeutung beigemessen. Dazu gehören nach Auf-
fassung der Kolleginnen und Kollegen eine alternsgerechte Arbeitsorganisation 
und eine familienfreundliche Arbeitszeitgestaltung mit flexibleren Arbeitszeiten 
und entlastenden Arbeitszeitmodellen. 

Informiertheit, klare Arbeitsabläufe und Verantwortungsstrukturen sowie 
eine ausreichende Personalbemessung, die Zielvorgaben und Qualitätsmaß-
stäbe erfüllbar machen, zeichneten in den engagierten Diskussionen in hohem 
Maße für Arbeitszufriedenheit verantwortlich. Ebenso vorhersehbare, über-
schaubare und vor allem verbindliche Dienstpläne, um Arbeits- und Freizeit 
besser planen zu können. 

Die Betriebs- und Personalräte waren sich darüber einig, dass zu einem opti-
malen Arbeitsleben ein gutes Betriebsklima gehört, geprägt von Wertschätzung 
und Anerkennung von Leistung, Erfahrung und Individualität. Desgleichen eine 
qualifizierte Mitarbeiterführung und die rechtzeitige Transparenz von Entschei-
dungs- und Veränderungsprozessen sowie die aktive Beteilung der Beschäf-
tigten bei allen Maßnahmen und wichtigen Fragen, die ihre Arbeit betreffen. 

Einigkeit herrschte beispielsweise auch darüber, dass das Arbeitsleben von 
betrieblicher und persönlicher Fort- und Weiterbildung begleitet werden sollte 
– von der Ausbildung bis zum Ruhestand. Um altersgerecht fit in den Ruhestand 
gehen zu können, müsse es Qualifizierungsmöglichkeiten für alle Beschäftigten 
und in allen Altersgruppen geben – auch für ältere Mitarbeiter. 

Fazit 

Die Visionen über ein Arbeitsleben, in dem Beschäftigte altersgerecht fit in 
den Ruhestand gehen können, implizieren eine Vielzahl an positiven Ansätzen 
zum Handeln. Deshalb bestehen in der zukünftigen Gestaltung des demogra-
fischen Wandels heute bereits große Chancen, Initiativen zur Gesundheitsför-
derung, zur Ausgestaltung und Etablierung lebenslangen Lernens sowie zur 
alternsgerechten Arbeitsgestaltung und -organisation für alle Beschäftigten zu 
ergreifen. Da sind sich Betriebs- und Personalräte einig.
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Das Thema „Demografischer Wandel und seine Auswirkungen in den Betrie-
ben“ hat auch den Bereich der so genannten Gesundheitswirtschaft erfasst. Das 
ist dringend nötig, sind doch Beschäftigte im Gesundheitswesen – so ironisch 
es klingen mag – besonders gefährdet, das Rentenalter nicht altersgemäß fit 
zu erreichen. Dabei müssen aus Sicht des langjährig in diesem Bereich tätigen 
Beraters für den Bereich der Pflege (und Medizin) zwei Themen in den Vorder-
grund gerückt werden:

IV. Gesund arbeiten im Krankenhaus? 
– Kritische Thesen aus Beratersicht
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Thema 1: Die Arbeitszeiten in Pflege und Medizin sind geradezu ent-
grenzt und der Umgang mit Personaleinsatz (Wechselschicht, Bereit-
schaftsdienst) ist vielfach geradezu katastrophal.

Sowohl in Krankenhäusern als auch in Altenpflegeeinrichtungen ist es weit 
verbreitete Praxis, dass Dienstplanungen unter Umgehung minimaler Stan-
dards einer zumutbaren und soliden Personaleinsatzplanung erfolgen. Das be-
inhaltet:
E	 Dienstpläne (von Stationen und Wohnbereichen), in die durchschnittliche 

Krankheitsquoten nicht eingerechnet werden, so dass Erkrankungen von 
Mitarbeitern unmittelbar den jeweiligen Plan ad absurdum führen und regel-
mäßig bewirken, dass Kolleginnen aus ihrer Freizeit zum Einspringen „gebe-
ten“ werden. Ergebnis: „Wechselschicht Plus“. Die ohnehin stark belastende 
Schichtarbeit wird weiter verschärft.

E	 Flexible Arbeitszeitmodelle, die nicht – wie 
es ihr ursprünglicher Sinn war – zu einem 
absehbaren Zeitausgleich für kurzfristig nö-
tige zusätzliche Arbeit führen, sondern feh-
lende Kapazitäten kompensieren, was nun 
wirklich gerade nicht mit ihnen zu bezwe-
cken ist. Der ursprünglich intendierte Aus-
gleich zwischen Unternehmensinteressen 
an flexiblerem und kostengünstigem Per-
sonaleinsatz und Arbeitnehmerinteressen 
an einer Berücksichtigung persönlicher Be-
lange ist längst einseitig aufgehoben und 
führt zu einer tendenziell dauerhaften Prä-
senz für den Betrieb. Flexible Zeitmodelle, 
die zu regelmäßigem Ausgleich der Zeitkon-
ten führen (und zwar in Summe und nicht 
so, dass der „Nulldurchgang“ des einen Be-
schäftigten durch Plusstunden des anderen 
erreicht wird), bleiben ebenso die Ausnah-
me wie eine sozialpartnerschaftlich beglei-
tete Zeitwirtschaft, in deren Rahmen Ver-
letzungen der entsprechenden Betriebs- und Dienstvereinbarungen dahin-
gehend überprüft werden, dass auch nach eventuell fehlenden Kapazitäten 
geschaut und entsprechender Ausgleich geschaffen wird.
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E	 Im ärztlichen Bereich wird Mehrarbeit – aus welchen Gründen auch immer – 
vielfach nicht dokumentiert und mindestens von einem Teil der Beschäftigten 
wird dies mehr oder weniger stillschweigend toleriert. Erst die Verteuerung 
der Arbeitskraft „Arzt“ in der Folge des Tarifabschlusses mit dem Marburger 
Bund veranlasste viele Krankenhäuser zur Einführung einer Zeitwirtschaft im 
ärztlichen Dienst mit (mehr oder weniger) optimiertem Personaleinsatz.

E	 Regelmäßig kommt es dort, wo ärztlicher und pflegerischer Bereich aufeinan-
der treffen, zu heftigen Verwerfungen. Als Beispiel sei (neben den Visiten, 
die häufig sehr spontaneistisch und wenig effektiv durchgeführt werden und 
den pflegerischen Arbeitsablauf chaotisieren) das so genannte OP-Manage-
ment genannt, das – nicht selten von so genannten OP-Managern organisiert, 
die nicht über Durchgriffsrechte gegenüber den operierenden Ärzten verfü-
gen – die Bereitschaftsdienstzeiten der betroffenen Pflegeteams (inklusive 
Anästhesie) in aller Regel derart aufbläht, dass diese, überspitzt formuliert, 
das Krankenhaus kaum noch verlassen dürfen, um ihre tarifliche Wochenar-
beitszeit zu erreichen, da nur ein Teil der vorgehaltenen Bereitschaftsdienst-
zeit als bezahlte Arbeitszeit gilt. Diese Mischung aus hoher Anwesenheit bei 
gleichzeitig geringem Arbeitsanfall führt übrigens zu besonders hoher Fru-
stration.

E	 Im übrigen bewegen sich die Dienstpläne vieler Institutionen arbeitszeitrecht-
lich und tarifvertraglich in einer Grauzone („Wo kein Kläger, da kein Richter“) 
und höhlen die ohnehin für diesen Bereich durch Sonderbestimmungen ge-
genüber dem „normalen“ Arbeitsleben weit gedehnten Arbeitsschutzbe
stimmungen aus – nicht selten von Vorgesetzten organisiert, die weder 
über entsprechende rechtliche Kenntnisse (Arbeitszeitgesetz, Tarifvertrag, 
Betriebs- und Dienstvereinbarung) noch über Schulungen im Umgang mit 
(EDV-gestützten) Dienstplänen verfügen.
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E 	Handlungsfeld für Betriebs- und Personalräte:  
Guter Umgang mit der Arbeitszeit!

Dies beinhaltet für Betriebs- und Personalräte:
E	 Eine Ablehnung unrealistischer Dienstpläne und das Einfordern von Plänen, 

in denen die oft exorbitant hohen Krankheitsquoten berücksichtigt sind, im 
Rahmen der betrieblichen Mitbestimmung

E	 Das Einfordern aktiver Maßnahmen gegen hohe Krankheitsquoten durch 
ein betriebliches Gesundheitsmanagement. Grundlagen sollten eine diffe-
renzierte Analyse der Krankheitsquoten unter dem Aspekt krank machender 
Faktoren der Arbeit und eine entsprechende Auswertung (wo vorhanden) 
von Kranken-Rückkehrergesprächen sein, die in ein vorsorgendes Konzept 
einfließen.

E	 Überprüfung vorliegender Dienst- und Betriebsvereinbarungen zu flexibler 
Arbeitszeit unter folgenden Gesichtspunkten:
E	 Sind sie noch tarifkonform (vom BAT zum TVöD, TVL, TVMB)?
E	 Funktionieren die genannten Regeln (Ampelkonten mit Verpflichtungen 

der Vorgesetzten, Kontenrahmen, regelmäßiger Ausgleich)?
E	 Wird regelmäßig überprüft, ob in Bereichen mit viel Mehrarbeit die Kapa-

zitäten stimmen?
E	 Falls erforderlich: Einfügung neuer Elemente in BV und DV für Bereiche, 

die noch nicht oder nicht angemessen geregelt sind (ärztlicher Dienst, OP-
Bereich …)

E	 Insgesamt: Prüfung, ob die vorliegende Vereinbarung gekündigt und neu 
formuliert wird.

E	 Einfordern von Qualifizierungsangeboten für planende Führungskräfte mit 
folgenden Inhalten:
E	 Rechtliche Rahmenbedingungen und deren Umsetzung in Dienstpläne
E	 Handhabung EDV-gestützter Zeitwirtschaft
E	 Rolle und Aufgaben als Führungskraft

Fazit: Zumutbare Arbeitszeiten sind die Basis von gesundheitsschüt-
zendem Arbeiten im Krankenhaus. Auf der Basis betrieblicher Mitbe-
stimmung mit dafür zu sorgen, stellt eine Kernaktivität von Betriebs- und 
Personalräten im Handlungsfeld „Demografie und Betrieb“ dar.
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Thema 2: Im Pflegebereich korrespondiert über weite Strecken eine un-
professionelle Führung mit der Bereitschaft zur Selbstausbeutung bei 
den Beschäftigten.

Nicht unerwähnt bleiben darf das für den Außenstehenden bisweilen sehr 
fremd anmutende Verhältnis der mitarbeiternahen Führungskräfte im Pflegebe-
reich (Wohnbereichs- und Stationsleitungen) zu ihren Mitarbeiterinnen: appell-
haftes, vor allem moralisch fundiertes Führungsverhalten korrespondiert mit der 
Bereitschaft der Mitarbeiterinnen zu extremer Leistungsverausgabung („schließ-
lich bedienen wir nicht Maschinen, sondern helfen Menschen“), ohne dass klare 
Grenzen und Regeln existieren würden. Wer sich als „normaler“ Arbeitnehmer 
verhält (was auf Dauer zum Erhalt der eigenen Arbeitsfähigkeit unumgänglich 
ist), dem wird ein schlechtes Gewissen gemacht. 

Die „Führungskräfte“ sehen sich andererseits häufig gegenüber ihren Vorge-
setzten (Pflegedirektion) eher als Sprachrohr der Mitarbeiter (auf deren gutwil-
liges Verhalten sie sich angewiesen fühlen) und vertreten weniger die Ziele des 
jeweiligen Krankenhauses, dem sie nicht selten defätistisch bis ablehnend ge-
genüberstehen („Wir sind hier noch nur das letzte Glied in der Kette …“) . Dies 
ist zwar verständlich, wenn sie „von oben“ allein gelassen werden, nicht aber 
akzeptabel, denn die Mitarbeiter brauchen die „Übersetzung“ der Unterneh-
mensziele für ihren Arbeitsbereich, damit sie verstehen, was auf sie zukommt, 
dies gemeinsam bewältigen und damit erst Zufriedenheit entwickeln können.

Das Bedürfnis nach Lob und Anerkennung ist auf dieser Ebene geradezu 
übermächtig und für den Außenstehenden unmittelbar spürbar. Statt jedoch – 
professionell dosiert – dieses Lob für gute Arbeit zu erhalten, fühlen sich viele 
Beschäftigte in kalt-formalistische „Managementsysteme“ eingezwängt (Quali-
tätsmanagement, Beschwerdemanagement …), die selten verstanden und im 
Sinn des Erfinders genutzt werden (falls sie nicht ohnehin Alibiveranstaltungen 
nach dem Krankenhausmodernisierungsgesetz sind).
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E 	Handlungsfeld für Betriebs- und Personalräte:  
Mitarbeiternahe Führungskräfte unterstützen – Arbeitnehmer
bewusstsein stärken

E	 Viele Unternehmen in der „Gesundheitswirtschaft“ setzen – sei es aus Hilf-
losigkeit, sei es aus Kalkül – zu sehr auf das Helfersyndrom ihrer Beschäf-
tigten. Sie zerstören damit nach und nach ihre wichtigste Ressource: Früher 
oder später erkranken Kolleginnen oder „brennen aus“. Die exorbitanten 
Krankheitsquoten sprechen eine deutliche Sprache. Auch wenn es paradox 
klingen mag: Gerade um die Identifizierung mit und die Freude an der Ar-
beit der Beschäftigten zu erhalten, müssen Betriebs- und Personalräte auf 
die Einhaltung ihrer Arbeitnehmerrechte drängen und Grenzen gegen eine 
übermäßige Beanspruchung der Arbeitskraft setzen.

E	 Gegenüber mitarbeiternahen Führungskräften sollten sie eine „Doppelstra-
tegie“ verfolgen: einerseits ihnen gegenüber ihren Vorgesetzten den Rücken 
stärken, andererseits jedoch professionelle Führung ihrer Mitarbeiter einfor-
dern. Dies beinhaltet die Klärung ihrer Rolle als Führungskraft, professionelle 
Unterstützung im Alltag (Supervision) und regelmäßige Qualifizierungen be-
zogen auf die wichtigsten Führungsinstrumente.

E	 Grundlage einer Gesundheit erhaltenden Führungsstrategie muss die offen-
sive Auseinandersetzung mit den Mitarbeitenden über die enormen Belas
tungen im Alltag, den Umgang damit und die Grenzen des Zumutbaren sein. 
Selbst wenn Vieles sich dabei als im Großen nicht veränderbar herausstellen 
sollte, so werden doch die Erklärung unternehmerischer Zwänge, das Verän-
dern belastender Bedingungen im Detail und der solidarische Umgang mit 
den Herausforderungen des Alltags eine enorme positive Wirkung bezogen 
auf Motivation, Energie und damit letztlich auch auf die Gesundheit der Be-
schäftigten haben.
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Fazit: Die Beschäftigten öffentlich-rechtlicher Krankenhäuser arbeiten 
häufig unter besonders schwierigen und belastenden Bedingungen. Das 
Thema „alternsgerechtes Arbeiten“ in dieses Umfeld einzubringen, provo-
ziert als unmittelbare Reaktion: „Schafft doch erst einmal ‚normale‘ Bedin-
gungen, damit überhaupt motiviertes, zufriedenes Arbeiten, das auch Platz 
für eine Balance von Work und Life lässt, erst möglich wird!“

Diese überspitzte Sichtweise erscheint (abgesehen davon, dass es in „nor-
malen“ Betrieben häufig nicht besser zugeht, nur anders) nötig – auch, um die 
Zurückhaltung vieler Betriebe des Gesundheitsbereichs bei diesem Thema zu 
verstehen.

Überspitzt ist die Sichtweise aus zwei Gründen: Erstens wird auch heute weit 
verbreitet engagiert, gut und zufrieden gearbeitet und es gibt in vielen Berei
chen durchaus noch Spielräume für ein regelmäßiges „Durchatmen“ und zwei-
tens wird – auch mit Unterstützung der TBS – in vielen Krankenhäusern (und 
unter teilweise noch schwierigeren Bedingungen in Altenpflegeeinrichtungen) 
an diesen Themen von den Unternehmensleitungen zusammen mit den Be-
triebs- und Personalräten gearbeitet, um die Häuser in öffentlicher Trägerschaft 
zu erhalten, statt sie dem Gewinnstreben privater Konzerne einzuverleiben.

Im Rahmen solcher Restrukturierungsprozesse sollten betriebliche Arbeits-
kreise zu alternsgerechtem Arbeiten ihren Platz finden, denn sie sind eine ak-
tive Maßnahme gegen drohenden Burn out und zudem entscheiden sie – im 
Zuge enger werdender Arbeitsmärkte – über die Zukunftsfähigkeit der jewei-
ligen Institutionen mit.

Mit ihrer Hilfe können bereits existierende Aktivitäten gebündelt und um ge-
zielte Maßnahmen des alternsgerechten Arbeitens ergänzt werden.
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Ansatzpunkte und Handlungsmöglich-
keiten für Betriebs- und Personalräte

Auch wenn Betriebs- und Personalräte im Demografiefeld möglichst gut mit ih-
ren Unternehmensleitungen kooperieren sollten, kann es nicht schaden, über 
die rechtlichen Möglichkeiten Bescheid zu wissen, auf die sie sich gegebenen-
falls berufen können. Die wichtigsten Bezugspunkte werden im Folgenden 
dargestellt.

I. Gesetzliche Grundlagen

Das Betriebsverfassungsgesetz beinhaltet Paragrafen und Absätze, die 
sich speziell mit den Handlungsmöglichkeiten in Bezug auf ältere Be-
schäftigte befassen: 

§ 75, I BetrVG: Grundsätze für die Behandlung der Betriebsangehörigen

„Arbeitgeber und Betriebsrat haben darüber zu wachen, dass alle im Betrieb 
tätigen Personen nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt 
werden, insbesondere, dass jede unterschiedliche Behandlung von Personen 
wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalität, Herkunft, politischen oder 
gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts 
oder ihrer sexuellen Identität unterbleibt. Sie haben darauf zu achten, dass Ar-
beitnehmer nicht wegen Überschreitung bestimmter Altersstufen benachteiligt 
werden.“ (Verbot der Altersdiskriminierung)

Das Erreichen eines bestimmten Lebensalters darf also kein Grund sein, um 
einen Arbeitnehmer schlechter zu stellen als andere, das heißt, dass Ältere von 
Beförderungsmöglichkeiten oder Fortbildungsmaßnahmen allein wegen Errei-
chens einer Altersstufe nicht ausgeschlossen werden dürfen. Dagegen ist eine 
Bevorzugung Älterer oder der besondere Schutz von Älteren zulässig: mögliche 
Beispiele hierfür sind etwa Erholungsurlaub, besondere Alterszulagen, eine Er-
höhung der Kündigungsfristen oder Ausschluss der ordentlichen Kündigung 
für langjährig beschäftigte Arbeitnehmer ab einem bestimmten Alter, wegen 
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altersbedingter Leistungsabnahme vereinbarte Verdienstsicherung. Diese Be-
vorzugungen Älterer sind zulässig, da damit den Besonderheiten Älterer ent-
sprochen wird.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) verhält sich analog zu 
dieser Regelung: Das AGG verbietet eine Differenzierung nach Alter.

Allerdings ermöglicht § 10 zulässige unterschiedliche Behandlung aufgrund 
von Alter, wenn sie nur „objektiv und angemessen und durch ein legitimes 
Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Ziels müssen angemes-
sen und erforderlich sein.“ (§ 10 Satz 1 und 2 AGG) Nach Art. 6 der Richtlinie 
2000/78/EG können unter „legitime Ziele“ insbesondere rechtmäßige Ziele 
aus den Bereichen Beschäftigungspolitik, Arbeitsmarkt und berufliche Bildung 
zu verstehen sein, wie z.B. die Förderung der beruflichen Eingliederung, der 
Schutz von älteren Beschäftigten (dazu auch § 5 AGG), die Förderung des glei-
tenden Übergangs vom Erwerbsleben in die Altersrente, die Förderung der 
Einstellung zuvor arbeitsloser Personen, die Wiedereingliederung gekündigter 
Arbeitnehmer/innen, die Belohnung von Betriebstreue, der Gesundheitsschutz 
älterer Arbeitnehmer/innen. Nicht legitime Ziele sind z.B. die Förderung eines 
endgültigen Ausscheidens aus dem Arbeitsleben vor Erreichung des regelmä-
ßigen Eintrittsalters in die gesetzliche Rentenversicherung. 
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§ 80, I, 6 BetrVG: Allgemeine Aufgaben

Der BR hat die Aufgabe, die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer/innen im 
Betrieb zu fördern.

Diese Bestimmung ergänzt den Schutzauftrag des Betriebsrates gegenüber 
älteren Beschäftigten aus den §§ 75 I und 96 II BetrVG. Förderung älterer Ar-
beitnehmer bedeutet die berufliche Weiterentwicklung und Anpassung an ver-
änderte wirtschaftliche und technische Gegebenheiten sowie die Neueinstel-
lung auf für sie geeignete Arbeitsplätze oder der Erhalt solcher Arbeitsplätze. 
Der BR soll darauf hinwirken, dass ältere Arbeitnehmer eingestellt werden und 
dass für sie geeignete, frei werdende Arbeitsplätze mit ihnen besetzt werden. 
Die Nichtberücksichtigung älterer Bewerber kann u.U. ein Widerspruchsgrund 
für den Betriebsrat sein. Der BR hat dafür einzutreten, dass  der Arbeitsplatz der 
älteren Arbeitnehmer erhalten bleibt.

§ 96, II BetrVG: Förderung der Berufsbildung

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksich-
tigung der betrieblichen Notwendigkeiten den Arbeitnehmern die Teilnahme 
an betrieblichen oder außerbetrieblichen Maßnahmen der Berufsbildung er-
möglicht wird. Sie haben dabei auch die Belange älterer Arbeitnehmer, Teil-
zeitbeschäftigter und die Belange von Arbeitnehmern mit Familienpflichten zu 
berücksichtigen.

Das Ziel dieser Regelung ist der Erhalt und die Anpassung von Fähigkeiten 
und Kenntnissen durch eine Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen durch 
ältere Arbeitnehmer. Diese Regelung versucht dem Phänomen entgegenzuwir-
ken, dass die Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen ab einem bestimmten 
Alter deutlich nachlässt, wobei die Ursachen hierfür sowohl bei den betroffenen 
Arbeitnehmern als auch bei den Führungskräften liegt. Diese Position ist aller-
dings mit dem fortschreitenden demografischen Wandel nicht mehr haltbar, 
denn die Alterung der Belegschaften setzt voraus, dass auch die älteren Be-
schäftigten ständig auf dem neusten Stand bleiben müssen. Außerdem sorgt 
Bildung für den Erhalt der geistigen Fitness.

Das Alter oder eine baldige Verrentung dürfen also kein Kriterium sein, um 
Ältere von Weiterbildungsmaßnahmen auszuschließen. Dass ein bestimmtes Al-
ter einer sinnvollen Weiterbildung entgegensteht, wird angesichts des Prinzips 
des lebenslangen Lernens nur in Ausnahmefällen anzunehmen sein und muss 
daher im Einzelfall besonders begründet werden.
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Zu diesen Paragrafen, die sich explizit mit älteren Beschäftigten befas-
sen, kommen weitere Rechte des BR, die für ältere AN von besonderer 
Relevanz sein können:

§ 87 I 8 BetrVG Arbeits- und Gesundheitsschutz 

Der BR hat eine Mitregelungsbefugnis bei der betrieblichen Umsetzung der 
Vorschriften des Arbeits- und Gesundheitsschutzes; es besteht die Möglichkeit 
zum Abschluss von Betriebsvereinbarungen über zusätzliche Maßnahmen zur 
Verhütung von Gesundheitsschädigungen, Gestaltung des Arbeitsplatzes, -ab-
laufs und -umgebung. Der Gesundheitsschutz umfasst Maßnahmen, die dazu 
dienen, die physische und psychische Gesundheit zu erhalten und umfasst auch 
vorbeugende Maßnahmen.

§ 87 I 2 BetrVG Arbeitszeiten 

Der Betriebsrat hat den Beginn und das Ende der täglichen Arbeitszeit ein-
schließlich der Pausen sowie die Verteilung der Arbeitszeit auf einzelne Wo-
chentage mitzubestimmen. Dies beinhaltet die Verteilung der Arbeitszeit auf 
die Wochentage (auch kollektive Vereinbarungen über Teilzeit), die Dauer der 
täglichen Arbeitszeit, die Festlegung arbeitsfreier Tage (Brückentage), Sonn-
tagsarbeit (soweit gesetzlich oder per TV zulässig), Beginn und Ende der täg-
lichen Arbeitszeit, Flexible Arbeitszeitsysteme (Gleitzeitkonten, Ampelkonten, 
Jahresarbeitszeitmodelle, Zeitwertkonten, Vertrauensarbeitszeit), Pausen (Dau-
er und Lage), Dienstpläne, Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst, Tele(heim)
arbeit, Schichtarbeit. 

Außerdem gilt das Arbeitszeitgesetz, das die regelmäßige werktätige Arbeits-
zeit auf 8 Stunden festlegt (wöchentliche Höchstarbeitszeit bei 48 Stunden)
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Analog zu den Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes gibt es ent-
sprechende Regelungen im Landespersonalvertretungsgesetz: 

§ 68 I LPersVG: Grundsätze für die Behandlung der Dienststellen-
angehörigen

Dienststelle und PR haben darüber zu wachen, dass alle Angehörigen der 
Dienststelle nach Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, dass 
jede unterschiedliche Behandlung wegen ihres Geschlechts oder Alters, wegen 
ihrer Abstammung, Religion, Nationalität, Herkunft, politischen oder gewerk-
schaftlichen Betätigung oder Einstellung unterbleibt.

Dies beinhaltet den Grundsatz „Gleiches gleich und Verschiedenes entspre-
chend seiner Eigenarten zu behandeln“. Der eventuellen Abnahme der Leis
tungsfähigkeit Älterer wird somit Rechnung getragen. Zu einer Benachteiligung 
darf dies allerdings nicht führen (weder zu Kündigungen noch zu Versetzungen, 
Umsetzungen oder geringerer Entlohnung).

§ 69 I 6 LPersVG: Allgemeine Aufgaben und Informationsrecht 

Die Personalvertretung hat folgende Aufgaben: die Eingliederung und beruf-
liche Entwicklung schwer behinderter Menschen und sonstiger schutzbedürf-
tiger Personen, insbesondere älterer Personen, zu fördern.

Darüber hinaus hat der Personalrat einige Überwachungsaufgaben, Informa-
tionsrechte und Mitbestimmungsrechte, die ältere Beschäftigte betreffen:
E	 Arbeitsschutz
E	 Arbeitsbedingungen (eine Mitbestimmung besteht hier aber nur bei den ab-

strakt-generellen Regelungen nicht bei den Inhalten des Beschäftigungsver-
hältnisses), Arbeitszeit, Arbeitsorganisation, Qualifikationsanforderungen, 
Fortbildung

E	 Die Mitbestimmung entfällt, wenn gesetzliche oder tarifvertragliche Rege-
lungen vorliegen, sowie beim Erlass von Rechtsverordnungen, bei Organi-
sationsentscheidungen der Landesregierung oder Verwaltungsanordnungen 
eines Fachministeriums.
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Über diese Paragrafen des Betriebsverfassungsgesetzes (und das AGG) 
und des Landespersonalvertretungsgesetzes hinaus, die explizit einen 
besonderen Schutz älterer Beschäftigter beinhalten, gibt es noch weitere 
(gesetzliche) Regelungen, die für den Themenkomplex „Demografischer 
Wandel“ und „Ältere Beschäftigte“ relevant sind. Diese Regelungen un-
terscheiden sich allerdings darin, dass sie sich nicht nur explizit an äl-
tere Beschäftigte richtet, sondern auch Instrumente der Förderung von 
Beschäftigung älterer Arbeitsloser darstellen. 

Altersteilzeit (endet 2009)

Die jugendzentrierte Personalpolitik der letzten Jahre und die angespannte 
Situation auf dem Arbeitsmarkt haben den Trend geprägt, ältere Beschäftigte 
möglichst früh zu verrenten. Das Altersteilzeitgesetz ermöglichte es, Beschäf-
tigte ab Vollendung des 55. Lebensjahres einen gleitenden Übergang in die 
Rente zu ermöglichen. Abschläge bei der Rente werden durch Aufstockungs-
beträge minimiert, für die sich der Arbeitgeber unter bestimmten Umständen 
Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit sichern konnte. Das Altersteilzeitge-
setz ist befristet bis Ende 2009. In dieser Form wird es die Altersteilzeit ab 2010 
nicht mehr geben.

Teilzeitbefristungsgesetz: § 14 III 1 TzBfG

Ein Arbeitsverhältnis kann ohne sachlichen Grund befristet 
werden, wenn der Arbeitnehmer das 58. Lebensjahr vollendet 
hat. Durch Hartz I (Erstes Gesetz für moderne Dienstleistungen) 
ist diese Altersgrenze auf 52 Jahre herabgesetzt worden. 2005 
hat der EuGH allerdings entschieden, dies sei eine unzulässige Al-
tersdiskriminierung. Die Bundesregierung hat daher ab 1.1.2007 
eine Neuregelung verabschiedet, die als Voraussetzung vorsieht, 
dass die ältere Arbeitnehmerin oder der ältere Arbeitnehmer vor 
Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses mindestens vier Mo-

nate beschäftigungslos war oder als Bezieher von Transferkurzarbeitergeld oder 
Teilnehmer an einer öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme nach dem 
Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch vergleichbare Schwierigkeiten hat, 
auf dem ersten Arbeitsmarkt einen neuen Arbeitsplatz zu erhalten.
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Hartz I

Ebenfalls mit Hartz I wurden Bestimmungen erlassen, die Zuschüsse für Ar-
beitnehmer ab dem vollendeten 50. Lebensjahr vorsehen, die ihre Arbeitslo-
sigkeit durch die Aufnahme einer versicherungspflichtigen Arbeit beenden, die 
schlechter bezahlt als ihre letzte Beschäftigung war. Diese Entgeltsicherung ist 
zeitlich befristet.

Kündigungsschutz: § 1 III 1 KschG

Eine betriebsbedingte Kündigung ist dann sozial ungerechtfer-
tigt, wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des Arbeitnehmers 
u.a. das Lebensalter nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt 
hat. Vor Ausspruch einer krankheitsbedingten Kündigung muss 
v.a. bei älteren Arbeitnehmern geprüft werden, ob der Minderung 
der Leistungsfähigkeit nicht durch organisatorische Maßnahmen 
(Änderung des Arbeitsablaufs, Umgestaltung des Arbeitsplatzes, 
Umverteilung der Aufgaben) begegnet werden kann.

Tarifverträge

In Tarifverträgen finden sich zunehmend Regelungen für ältere Arbeitneh-
mer. Themen sind hier v.a. Verdienstsicherung oder Qualifizierung. Sozusagen 
Pionierarbeit hat die IG Metall NRW geleistet, die 2006 einen eigenständigen 
Tarifvertrag „Demografischer Wandel“ für die Stahlindustrie abgeschlossen hat. 
Verbindlich gibt es damit in den Betrieben der Stahlindustrie künftig umfassen
de Altersstrukturanalysen. Sie werden zur Grundlage von Vereinbarungen zwi-
schen den Betriebsräten und Arbeitgebern. Zudem beinhaltet der Tarifvertrag 
einen umfassenden Katalog von Maßnahmen der gesundheits- und alternsge-
rechten Gestaltung von Arbeitsbedingungen.
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II. Lösungswege zum Umgang mit der demografischen 
Entwicklung im Betrieb (Tools des Projekts )

Sofern sich eine betriebliche Interessenvertretung in ihrem Bemühen durch-
setzen konnte, ein betriebliches Demografieprojekt zusammen mit der Unter-
nehmensleitung auf den Weg zu bringen, kann das Projekt  hierzu syste-
matische Hilfestellung bei der Analyse der betrieblichen Situation und bei der 
Auswahl der Lösungswege leisten, die allerdings – und auch diesen Prozess 
moderiert  – je spezifisch aussehen; übrigens auch, was den Einsatz von 
Ressourcen und den finanziellen Aufwand angeht. Auch vermeintlich kleine 
Lösungen, in deren Rahmen auf den bestehenden Ansätzen aufgesetzt und 
diese gebündelt und vorsichtig erweitert werden (Arbeitssicherheit, Gesund-
heitsschutz, Zeitwirtschaft, Betriebliches Vorschlagswesen und mehr), können 
helfen.

Das wichtigste erste Analyseinstrument ist die Altersstrukturanalyse so-
wohl für den Gesamtbetrieb als auch für einzelne Bereiche und Abteilungen. Sie 
zeigt zunächst den derzeitigen Stand der Altersverteilungen. Wichtig ist hierbei 
die Ausdifferenzierung nach Abteilungen oder Bereichen, um Problembereiche 
identifizieren zu können. Im Anschluss daran gilt es, Szenarien sowohl für den 
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Betrieb als auch für die einzelnen Bereiche zu entwickeln und mögliche Alters-
strukturen unter bestimmten zugrunde liegenden Annahmen (wie Neueinstel-
lungen, Unternehmensentwicklung) zu simulieren. Durch die Visualisierung 
können Trends besonders wirksam dargestellt werden.

Der Demografie-Check für Unternehmen ist ein weiteres wichtiges Instru-
ment, um einen Einstieg in die betriebliche Situation zu erhalten. Dabei handelt 
es sich um einen Fragebogen, der die wichtigsten demografierelevanten The-
men beleuchtet und damit einen schnellen Überblick und eine erste Einschät-
zung über Bereiche mit besonders hohem Handlungsbedarf ermöglicht. Erfragt 
werden folgende Bereiche:

E	 Situation auf dem regionalen Arbeitsmarkt	  
und die Einstellung von Mitarbeitern

E	 Qualifizierung und lernförderliche Arbeitsorganisation
E	 Entwicklungsplanung und Personalentwicklung  
E	 Gesundheitsförderung und altersgerechter Personaleinsatz  
E	 Arbeitszeitgestaltung  
E	 Know-how-Transfer  
E	 Unternehmenskultur

Zu diesen demografierelevanten Bereichen kommen noch andere interne As-
pekte hinzu, die im Unternehmen bekannt sein müssen, um das Unternehmen 
demografiefest zu machen:

E	 strategische Unternehmensplanung: Dabei geht es insbesondere um Fra-
gen wie potenziell geplantes Umsatz- und Beschäftigungswachstum, die Ent-
wicklung einzelner Bereiche, geplante weit reichende Umstrukturierungen 
mit qualitativen und quantitativen Auswirkungen auf die Beschäftigten oder 
In- oder Outsourcing.

E	 In jedem Unternehmen gibt es Arbeitsplätze, in denen besonders hohe 
(psychisch-physische) Belastungen über langjährige Beschäftigung zu 
gesundheitlichen Problemen und Einschränkungen führen. Dies ist genauer 
zu analysieren, sowohl bezogen auf die Art der Belastungen als auch auf die 
Auswirkungen für die Beschäftigten und die daraus resultierenden Einschrän-
kungen (was können langjährig Beschäftigte dort nicht mehr oder nicht mehr 
so wie bisher?).
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Der Analyse der betrieblichen Situation dient auch das Instrument der Mit-
arbeiterbefragung. Sie liefert die Einschätzung der Betroffenen, sensibilisiert 
sie für das Thema und gibt Hinweise auf das Aktivierungspotenzial der Beleg-
schaft für ein Projekt. 

Dabei handelt es sich um eine anonyme Befragung, die eine Mischung aus 
standardisiertem Fragebogen und offenen Fragen darstellt, die die Beschäftigten 
dazu motivieren sollen, ohne Vorgaben von ihrer spezifischen Situation zu be-
richten. Dabei geht es um ei-
gene Vorstellungen (und Vor-
urteile) zum Thema „Altern“, 
die Einschätzung der eigenen 
Leistungsfähigkeit und Belas
tungen (psychisch und phy-
sisch) aktuell und in Zukunft 
sowie Positionen und Ideen 
zur eigenen beruflichen Zu-
kunft. Aber auch die konkrete 
Ausgestaltung des Arbeitsall-
tags als Indikator für die Ar-
beitszufriedenheit spielt eine 
Rolle bei der Befragung wie 
z.B. die Arbeitszeiten oder 
das Führungsverhalten.

Nachdem die spezifische 
Situation im Unternehmen 
analysiert ist, müssen ent-
sprechend dieser Ausgangs-
lage je spezifische Lösungen 
entwickelt werden. 
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Hierzu bietet  eine Reihe von Bausteinen als Grundlage zur Entwick-
lung von Lösungen an, die im Folgenden beschrieben werden. Selbstverständ-
lich können diese beispielhaft ausgewählten Bausteine noch ergänzt werden. 

Eine wichtige Rolle spielt dabei auch der klassische Gesund-
heitsschutz: die Arbeit und die Arbeitsplätze müssen so gestaltet 
sein, dass sie die Möglichkeit bieten, dass Beschäftigte bis zum 
Renteneintritt gesund ihre Arbeitsfähigkeit erhalten können. Ein 
moderner Arbeits- und Gesundheitsschutz mit ganzheitlichem 
Anspruch sieht den Erhalt, den Schutz und die Förderung der 
Gesundheit als zentrale Aufgabe. Er umfasst neben klassischen 
Aspekten wie Gefahrstoffen oder Ergonomie auch psychische 
Faktoren und Ansätze der Prävention. Gerade Angebote zur be-
trieblichen Gesundheitsprävention können dazu dienen, einen 
früheren Ausstieg aus dem Berufsleben zu vermeiden. Hinzu 
kommt, dass die Arbeitsumgebung und Ergonomie darauf aus-
gerichtet werden müssen, wer daran arbeitet. Finnische Forscher  
(Ilmarinen 2002: 239) haben einen Maßnahmenkatalog aufge-
führt, nach dem Arbeitsplätze altersentsprechend gestaltet werden können. In 
diesem Katalog werden körperlichen und psychischen Belastungen konkrete 
Handlungsempfehlungen gegenüber gestellt wie etwa bei Nachlassen von Kraft 
die Erleichterung durch Werkzeuge, ausreichende Pausen usw.
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Alternative
Arbeitsplätze

im Unternehmen

Wege aus der
Demografiefalle

Alternative 
Positionen im 

bisherigen
Arbeitsbereich

Zeitpolitische
Alternativen

Sonstige
spezifische
Lösungen

Eine große Rolle beim Erhalt von physischer und psychischer Gesundheit 
spielen auch Aspekte der Arbeitsorganisation. Gerade im Hinblick auf alternde 
Belegschaften, deren Leistungsfähigkeit sich mit zunehmendem Alter wandelt 
(im Gegensatz zu weit verbreiteten Vorurteilen nicht unbedingt vermindert), er-
öffnen die im Folgenden aufgeführten Vorschläge Lösungswege.

Der demografische Wandel und die zukünftig eingeschränkten Mög-
lichkeiten zur Rekrutierung von jungem Personal und vorzeitigem Eintritt ins 
Rentenalter benötigen Kreativität im Umgang mit den Beschäftigten und der 
Nutzung vorhandener Kompetenzen. Beschäftigte, die an ihrem bisherigen Ar-
beitsplatz oder in ihrer bisherigen Position nicht mehr voll leistungsfähig sind 
(z.B. Arbeitsplätze mit hohem Reiseaufwand), oder die sich im Laufe der Jah-
re besondere Kompetenzen angeeignet haben, können dem Unternehmen mit 
ihrer Erfahrung, ihren Kontakten und ihrem Fachwissen an anderen Stellen im 
Unternehmen durchaus nützlich sein. 

Es geht also darum, Alternativen zu entwickeln: Alternative Arbeitsplätze, al-
ternative Positionen oder zeitpolitische Alternativen. 

E E E
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Durchforstung
aller zu  

besetzenden
Stellen

Wege aus der
Demografiefalle

Alternative
Arbeitsplätze

im Unternehmen

Profiling  
der betroffenen

Mitarbeiter

Alternative 
Positionen im 

bisherigen
Arbeitsbereich

Übernahme  
neuer Aufgaben

Zeitpolitische
Alternativen

Sonstige
spezifische
Lösungen

Um älteren Beschäftigten einen alternativen Arbeitsplatz anbieten zu kön-
nen, bedarf es zunächst genauer Arbeitsplatzbeschreibungen und der Kennt-
nis darüber, welche Kompetenzen für welchen Arbeitsplatz benötigt werden. 
Schließlich müssen die Kompetenzen der Mitarbeiter genau bekannt sein. Wenn 
sich das Unternehmen darüber einig ist, dass für verfügbare Arbeitsplätze auch 
in Frage kommende ältere Beschäftigte aus anderen Abteilungen in Betracht ge-
zogen werden müssen, kann es gelingen, für einen für Beschäftigte und Unter-
nehmen optimalen Einsatz von Kompetenzen zu sorgen und die Arbeitsfähigkeit 
von älteren Beschäftigten durch die Übernahme neuer Aufgaben und neuer He-
rausforderungen zu erhalten. Eine Selbstverständlichkeit bei solchen Maßnah-
men ist, dass solche Lösungen gemeinsam mit den Beschäftigten gesucht und 
nicht über deren Kopf hinweg Versetzungen angeordnet werden. 

E E E
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Eine andere Möglichkeit ist das Verbleiben im bisherigen Arbeitsbereich 
und die Übernahme neuer Aufgaben und Positionen. Wie bereits erwähnt, ver-
fügen ältere Beschäftigte teilweise über andere Kompetenzen als jüngere. Dies 
ist vor allem auf die meist sehr lange Beschäftigung im Unternehmen und die 
berufliche Erfahrung zurückzuführen. Eine Aufgabe, für die ältere Wissensträ-
ger sehr gut eingesetzt werden können, ist die Funktion als interner Coach. 
Hier gibt es ganz unterschiedliche Organisationsmöglichkeiten der Wissens-
weitergabe: klassische Mentoringprojekte, interne Weiterbildungen, Tandem-
Lösungen usw.

Durch eine geschickte, altersgemischte Organisation der anfallenden Auf-
gaben im Arbeitsbereich kann man ebenfalls erreichen, dass die Kompetenzen 
der jeweiligen Mitarbeiter optimal eingesetzt werden. 

Alternative
Arbeitsplätze

im Unternehmen

Alternative 
Positionen im 

bisherigen
Arbeitsbereich

Nutzen  
der Erfahrung

(interner Coach)

Wege aus der
Demografiefalle

Fokussierung  
auf exzellente 
Kompetenzen

(fachlich, sozial)

Bildung 
altersgemischter

Teams
(Synergie)

Zeitpolitische
Alternativen

Sonstige
spezifische
Lösungen

E E E
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Bei beiden zuletzt genannten Lösungsvorschlägen ist allerdings zu beach-
ten, dass der alternative Einsatz von älteren Beschäftigten – sei es auf ande-
ren Arbeitsplätzen oder betraut mit neuen Aufgaben im bisherigen Bereich – 
nur gemeinschaftlich von Vorgesetztem und betroffenem Arbeitnehmer gelöst 
werden kann. Von großer Bedeutung ist dabei, dass dies für den Beschäftigten 
nicht mit einem Ansehensverlust einhergeht. Denn ein Mangel an Ansehen und 
Respekt ist eine „echte Bedrohung der Arbeitsfähigkeit“ von Arbeitnehmern  
(Ilmarinen 2002: 243).

Mit Heraufsetzen des Renteneintrittsalters und dem Auslaufen der Altersteil-
zeit in der bisherigen Form Ende 2009 verschärft sich das Thema „Arbeiten bis 
zur Rente“ weiter. Um dem zu begegnen, müssen zuallererst die Arbeitsbedin-
gungen so gestaltet werden, dass ein längerer Verbleib in der Erwerbstätigkeit 
ermöglicht wird. 

E E E

Lebens- 
arbeitszeit/

Langzeitkonten

Wege aus der
Demografiefalle

Alternative
Arbeitsplätze

im Unternehmen

Schichtmodelle

Alternative 
Positionen im 

bisherigen
Arbeitsbereich

Teilzeit

Zeitpolitische
Alternativen

Sonstige
spezifische
Lösungen
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In Vorbereitung auf ein Auslaufen der Altersteilzeit Ende 2009 greifen mittler-
weile einige Unternehmen zum Instrument des Langzeitkontos. Die Möglichkeit 
zur Einführung von betrieblichen Langzeitkonten ist in einigen Tarifverträgen 
bereits eingeräumt (vgl. IG BCE, TvÖD).

Langzeitkonten kennzeichnen sich durch folgende Merkmale: 

E	 ein Arbeitszeitkonto mit einer Laufzeit von über zwölf Monaten
E	 Entnahmen während des Jahres sind möglich (je nach vereinbarter Zweck-

bestimmung (dazu später).
E	 Es werden Wertkonten gebildet, die in Zeit oder Geld geführt werden kön-

nen

Das Ansparen von Zeit (meist umgerechnet in Geldwerte wegen der Verzin-
sung) und/oder bestimmten finanziellen Zuwendungen dient der Möglichkeit, 
Arbeitsunterbrechungen (z.B. für Hausbau, Weiterbildung) oder einen vorge-
zogenen Austritt aus dem Erwerbsleben zu ermöglichen.

Die Langzeitkonten sind derzeit nicht ganz unumstritten, denn das Konzept 
wirft in der Tat einige kritische Fragen auf: 

E	 In welchem Verhältnis stehen Kurzeitkonten (z.B. Jahresarbeitszeitkonten) zu 
LZK? Widerspricht nicht die eine Logik (schneller Ausgleich und jährlicher 
Nulldurchgang) der anderen (langfristiges Ansparen)?

E	 Führt nicht das Ansparen von Zeit in genügendem Ausmaß dazu, dass Be-
schäftigte früher altern und damit (auch) wegen des LZK früher aufhören 
müssen zu arbeiten?

E	 Brauchen nicht jüngere Beschäftigte gerade dann Zeit und Geld für private 
Zwecke, wenn sie es für später ansparen sollten?

Aufgrund dieser kritischen Fragen ist es besonders wichtig, ganz genau zu 
regeln, was eingezahlt und was entnommen werden darf.

In den Verhandlungen in den Unternehmen ist auch eine finanzielle Unter-
stützung eines Langzeitkontos durch die Arbeitgeber zu diskutieren, um Anreize 
für interessierte Kolleg/innen zu bieten.

Ein weiterer wichtiger Aspekt in Bezug auf die Arbeitszeiten älterer Beschäf-
tigter ist das Thema Schichtarbeit: Nacht- und Schichtarbeit bergen hohe ge-
sundheitliche Risiken. Ältere Beschäftigte verkraften den Wechsel der Arbeits-
zeiten schlechter. Dies hat einen hohen Einfluss auf den Schlaf und die Erhol-
phasen. Daher gilt es, Schichtsysteme zu entwickeln, die den modernsten ar-
beitswissenschaftlichen Erkenntnissen folgen.
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Zudem müssen Überlegungen angestellt werden, ob es möglich ist, älteren 
Arbeitnehmern die Wahl zu lassen, ob sie ab einer gewissen Altersgrenze noch 
Nachtschichten leisten möchten oder nicht. 

Eine Alternative für ältere Beschäftigte kann auch die Reduzierung der Ar-
beitszeit sein. Hierbei spielt allerdings eine Rolle, ob Arbeitnehmer den da-
durch entstehenden finanziellen Verlust kompensieren können. Die Möglichkeit 
zur Reduzierung sollte aber allemal existieren.

Weitere wichtige betriebliche Aspekte, die hier nur angedeutet werden sol-
len, sind die rechtzeitige Wissenssicherung bei absehbar ausscheidenden Mitar-
beitern mit „Engpasswissen“ und die rechtzeitige Nachfolgeplanung, die Durch-
forstung des internen Weiterbildungssystems (in größeren Krankenhäusern, die 
über eigene Weiterbildungsinstitute verfügen) in Richtung „lebenslanges“ Ler-
nen, altersgerecht und durchgängig, sowie die Einstellung älterer, qualifizierter 
und zuverlässiger Arbeit Suchender.

Beispiel
Wissenssicherung
ausscheidender

Mitarbeiter/innen

Wege aus der
Demografiefalle

Alternative
Arbeitsplätze

im Unternehmen

Beispiel
Rekrutierung  
älterer Arbeit  

Suchender

Alternative 
Positionen im 

bisherigen
Arbeitsbereich

Prinzip des  
lebenslangen  

Lernens

Zeitpolitische
Alternativen

Sonstige
spezifische
Lösungen

E E E
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III. Unterstützungsmöglichkeiten durch  
das Projekt 

Der Ablauf in Modellbetrieben gestaltet sich so, dass – sofern die Verant-
wortlichen zu der Einschätzung kommen, dass in absehbarer Zeit große demo-
grafische Risiken auf das Unternehmen zukommen – als Gemeinschaftsinitia-
tive von Geschäftsführung und betrieblicher Interessenvertretung ein Projekt 
„Zukunftsfähige Arbeit“ gegründet werden sollte. Dieses Projekt sollte aufge-
baut sein mit einem Lenkungskreis und themenspezifischen Arbeitsgruppen. 
Das Projekt  bietet Unterstützung ab dem Beginn eines Projekts mit der 
betrieblichen Analyse. Dabei haben wir die Möglichkeit, kleinen Unternehmen 
durch die Übernahme einer Altersstrukturanalyse mit Hilfe einer eigenen Soft-
ware Unterstützung zu bieten. Ebenfalls bei der Entwicklung und Durchfüh-
rung einer Mitarbeiterbefragung kann das Projekt  eine zentrale Rolle 
spielen.

Große Bedeutung bei dem Projekt hat eine offensive Kommunikation, die 
die Führungskräfte einbezieht und zu aktiver Mitarbeit einlädt. Alle wichtigen 
Prozesse und Ergebnisse im Unternehmen sollten insbesondere mit den Betrof-
fenen besprochen werden. 

Diesen Prozess zu begleiten und zu moderieren sowie wichtige Impulse zu 
geben, übernimmt das Projekt .
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